
Die Integration Europas

1951:
Deutschland, Frankreich, Italien, Belgien, die Niederlande und Luxemburg
unterzeichnen den Vertrag über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(EGKS, genannt Montanunion).

1957:
Die sechs Länder unterzeichnen in Rom die Verträge über die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die Europäische Atomgemeinschaft (Euratom).
Die beiden Verträge und der zur EGKS bilden die Römischen Verträge. Die
Europäische Gemeinschaft (EG) ist gegründet.

1973:
Großbritannien, Irland und Dänemark treten bei. Norwegen stimmt dagegen. Damit
hat die EG neun Mitglieder.

1981:
Griechenland wird das zehnte EG-Mitglied,

1986:
Spanien und Portugal treten der EG bei, die damit zwölf Mitglieder zählt. 1989: Die
Staats- und Regierungschefs billigen auf ihrem Gipfel in Madrid den Plan zur
Wirtschafts- und Währungsunion mit dem Ziel einer einheitlichen Währung. 1990: Mit
der Vereinigung wächst die EG um das Gebiet der DDR.

1992:
Die EG-Staaten unterzeichnen den Maastrichter Vertrag über die Europäische Union
(EU). Die Wirtschaftsgemeinschaft wird auch zur politischen Union.

1993:
Der Kopenhagener Gipfel beschließt Beitrittskriterien wie Achtung. der
Menschenrechte, Schutz von Minderheiten.

1994:
Die Bevölkerung Norwegens stimmt erneut gegen den Beitritt.

1995:
Österreich, Finnland und Schweden werden EU-Mitglieder.

1998:
Beitrittsverhandlungen mit Zypern, Tschechien, Estland, Ungarn, Polen und
Slowenien beginnen. 1999: Die Türkei wird als Bewerber für den Beitritt anerkannt.

2000:
Im Februar beginnen die Beitrittsverhandlungen mit Bulgarien, Lettland, Litauen,
Malta, Rumänien, Slowakei. Im Dezember beschließt der Gipfel in Nizza eine EU-
Reform und legt die Basis für die Erweiterung. Doch der Nizza-Vertrag enttäuscht
viele Erwartungen, neue Verhandlungen werden geplant.



Im Juni 2001 lehnen die Iren per Referendum den Vertrag von Nizza ab. Dennoch
erklärt der Gipfel von Göteborg den Erweiterungsprozess als unumkehrbar und nennt
als Datum 2004. Im Dezember erklärt der Laeken-Gipfel zehn Länder zum Beitritt
2004 bereit: Estland, Lettland, Litauen, Polen, Tschechien, Slowakei, Slowenien,
Ungarn, Zypern, Malta. Er setzt einen Verfassungskonvent ein.

Am 1. Januar 2002 wird der Euro auch als Bargeld in zwölf Ländern als
Einheitswährung eingeführt. Großbritannien, Dänemark und Schweden gehören der
Euro-Zone nicht an.

Im Oktober stimmen die Iren dem Vertrag von Nizza zu, und der deutsch-
französische Kompromiss bei den Agrarsubventionen macht den Weg frei für die
Finanzierung der Erweiterung.

Im Dezember beschließt die EU beim Gipfel in Kopenhagen die Aufnahme zehn
neuer Mitglieder und eine konkrete Beitrittsperspektive für die Türkei.

Im April 2003 unterzeichnet die EU beim Gipfel in Athen mit zehn Kandidaten den
Beitrittsvertrag.

Im Dezember scheitern die Staats- und Regierungschefs mit dem Versuch, eine
Einigung über den vom EU-Konvent erarbeiteten Entwurf der ersten EU-Verfassung
erzielen. Eine Spaltung droht.

Im März 2004 beschließt ein Gipfel, sich bis Juni zu einigen. Spanien und Polen
geben ihren Widerstand gegen eine Reform der Regeln für Abstimmungen auf.

Im April empfiehlt die Kommission Beitrittsverhandlungen mit Kroatien. Sie laufen
bereits mit Bulgarien und Rumänien. Über Verhandlungen mit der Türkei soll im
Dezember entschieden werden. Der Versuch einer Wiedervereinigung Zyperns
scheitert am 24. April. Der griechische Südteil lehnt in einem Referendum den UN-
Friedensplan ab und wird allein der EU beitreten. 1. Mai: in einer Feierstunde in
Dublin wird die EU die zehn Mitglieder aufnehmen.
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